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Gesetz zur Anpassung der Besoldung und Versorgung und zur 
Änderung weiterer Vorschriften 2026 im Land Brandenburg 
Gesetzentwurf der Landesregierung, Drucksache 8/3322  
Ihr Schreiben vom 11. September 2026 
 
 

Sehr geehrter Herr Janke,  

sehr geehrte Damen und Herren,  

 

ich bedanke mich im Namen des Landesverbands für die von Ihnen 

ausgesprochene Einladung zur Anhörung am 24. September 2026 

und die damit verbundene Gelegenheit zur Stellungnahme zu o.g. Ge-

setzgebungsvorhaben. Gerne nutze ich die Gelegenheit, vorab schrift-

lich Stellung zu nehmen.  

 

Einer allgemeinen Bewertung des Gesetzgebungsvorschlags (unter I.) 

folgen konkrete Anmerkungen zu den von Ihnen unterbreiteten Fragen 

(unter II.). Abschließend möchte ich ergänzend  auf weitere As-

pekte im Zusammenhang mit der aktuellen Haushaltsgesetzgebung 

aus Sicht des Richterbunds hinweisen (unter III.). 
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I. Allgemeine Bewertung 

Wir begrüßen ausdrücklich, dass der Gesetzentwurf mit der rückwirkend zum 1. Januar 

2026 wirkenden Anhebung sowie der Ablösung der bisherigen Anknüpfung an das Exis-

tenzminimum durch das Median-Äquivalenzeinkommen einen überfälligen Schritt hin zu 

verfassungsgemäßen Zuständen unternimmt. Auch die Entschärfung der Familienzu-

schlags-Problematik durch die Anhebung der Grundbesoldung sowie der Verzicht auf 

die Fortführung der zuletzt verfassungsrechtlich bedenklichen Familiensonderzuschläge 

werden von uns positiv bewertet. Wir verbinden insgesamt mit dem Gesetzesvorhaben 

die Hoffnung, dass zukünftig die Einhaltung der Mindestalimentation auch durch uns 

leichter überprüft werden kann und wir nicht rein vorsorglich die Einlegung von Wider-

sprüchen empfehlen müssen. 

 

Diese grundsätzliche Zustimmung entbindet nach unserer Einschätzung jedoch nicht 

von einer vertieften Prüfung im Detail. Wie in unseren Antworten zu den vier Fragen des 

Fragenkatalogs im Einzelnen dargelegt, bleibt insbesondere für die R-Besoldung offen, 

ob die Neustrukturierung tatsächlich zu einer dauerhaft rechtssicheren Ausgestaltung 

der amtsangemessenen Alimentation führt – namentlich mit Blick auf das fiktive Partner-

einkommen sowie den vom Bundesverfassungsgericht angemahnten Vergleich mit der 

Privatwirtschaft. 

 

Zudem stellt der vorliegende Gesetzesentwurf nur ein – wenn auch wesentliches – Puzz-

lestück dar. Wir fordern für den Zeitraum 2004 bis 2022 eine zeitnahe Korrekturgesetz-

gebung mit wertgesicherter Nachzahlung und unterstützen das Vorhaben, für die Zu-

kunft die Frage der Verfassungsgemäßheit der Besoldung durch eine Indexierung außer 

Streit zu stellen.  

 

  



Landesverband Brandenburg e.V. 

Die Vorsitzenden 
 

 

3 

 

II. Fragenkatalog 

Wir bedanken uns für den Fragenkatalog der Fraktionen, die wir versuchen, bestmöglich 

zu beantworten. 

 

1. Beitrag der Neustrukturierung der Grundgehaltstabellen und der Anpassung 

an die BVerfG-Rechtsprechung zu einer dauerhaft rechtssicheren amtsange-

messenen Alimentation 

Der DRB Brandenburg begrüßt grundsätzlich, dass sich der Gesetzentwurf bei der 
Prüfung der Mindestbesoldung nunmehr an der Prekaritätsschwelle von 80 Prozent des 
Median-Äquivalenzeinkommens orientiert und damit von der bisherigen Anknüpfung an 
das sozialhilferechtliche Grundsicherungsniveau abrückt. Dies entspricht der 
Fortentwicklung der Senatsrechtsprechung durch den Beschluss vom 17. September 
2025 (Leitsatz 7) und ist methodisch der richtige Ausgangspunkt. Wie auch das von uns 
in Auftrag gegebene Gutachten von Frau Prof. Dr. Färber eindrucksvoll dargelegt hat1, 
war die Berechnung der Mindestalimentation auf Basis des Existenzminimums von einer 
Vielzahl von angreifbaren Annahmen besetzt. An ihre Stelle tritt eine klarere und 
methodisch nachvollziehbare Bestimmung des Mindestalimentationsniveaus anhand 
des Median-Äquivalenzeinkommens. Diese Umstellung schafft die vom 
Bundesverfassungsgericht geforderte Transparenz und beseitigt eine seit Langem 
bestehende Rechtsunsicherheit bei der Berechnung.  
 
Positiv bewerten wir zudem, dass sich die Problematik einer Verletzung des 
Besoldungsgefüges durch die Familienzuschläge mit Anhebung der Grundbesoldung 
bei gleichbleibenden Familienzuschlägen entschärft. Nach unserer überschlagsartigen 
Berechnung wird das Mindestalimentationsniveau auch unter Zugrundelegung des 
Median-Äquivalenzeinkommens für das dritte Kind eingehalten. Wir begrüßen ferner, 
dass die zuletzt verfassungsrechtlichen Bedenken ausgesetzten 
Familiensonderzuschläge2 nicht fortgeführt werden sollen. Auch dies trägt zu einem 
verfassungskonformeren und stimmigeren Besoldungsgefüge bei. 
 
Ob damit für die Richterinnen und Richter sowie Staatsanwältinnen und Staatsanwälte 
in Brandenburg tatsächlich eine dauerhaft rechtssichere, den verfassungsrechtlichen 
Vorgaben genügende Alimentation erreicht wird, erscheint uns jedoch in zweifacher 
Hinsicht offen: 
 
 
 

 
1 Prof. Dr. Gisela Färber Analyse der Amtsangemessenheit der Richterbesoldung 2023 - 2025 des Landes Branden-
burg nach den Kriterien des Bundesverfassungsgerichts, Mai 2025, https://www.drb-brandenburg.de/positionen/mel-
dungen/nachricht/2454 . 
2 Vgl. Di Fabio, Udo: Verfassungsmäßigkeit des Leitbilds der Mehrverdienerfamilie im nordrhein-westfälischen Besol-
dungssystem, Schriften zum öffentlichen Dienstrecht - Band 1, Baden-Baden 2025; auch: dbb NRW Beamtenbund und 
Tarifunion: Ehemaliger Bundesverfassungsrichter erkennt Verfassungswidrigkeit der Beamtenbesoldung in NRW, Pres-
sekonferenz v. 9.12.2024, https://www.dbb-nrw.de/aktuelles/news/ehemaliger-bundesverfassungsrichter-erkennt-ver-
fassungswidrigkeit-der-beamtenbe-soldungin-nrw/ 
 

https://www.drb-brandenburg.de/positionen/meldungen/nachricht/2454
https://www.drb-brandenburg.de/positionen/meldungen/nachricht/2454
https://www.dbb-nrw.de/aktuelles/news/ehemaliger-bundesverfassungsrichter-erkennt-verfassungswidrigkeit-der-beamtenbe-soldungin-nrw/
https://www.dbb-nrw.de/aktuelles/news/ehemaliger-bundesverfassungsrichter-erkennt-verfassungswidrigkeit-der-beamtenbe-soldungin-nrw/
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a) Fiktives Erwerbs- oder Erwerbsersatzeinkommen der Partnerin/des Partners 
Nach der Entwurfsbegründung wird bei der Ermittlung der Mindestbesoldung typisierend 
ein zweites Erwerbs- oder Erwerbsersatzeinkommen in Höhe des hälftigen Betrags der 
Prekaritätsschwelle (2026: 896,48 Euro monatlich) angerechnet.  
 
Die Berücksichtigung einer Doppelverdiener-Familie entspricht der Rechtslage in den 
meisten Ländern. Im Rahmen der aktuellen Besoldungsrunde zur Übernahme der 
Tarifeinigung vom 27. März 2026 rückt – soweit ersichtlich – keines dieser Länder davon 
ab. Eine bundesverfassungsgerichtliche Klärung ist dazu noch nicht erfolgt3. 
 
Die konkrete Höhe wird in den Ländern indes sehr unterschiedlich bestimmt. In Baden-
Württemberg wird etwa in Anknüpfung an die Minijobgrenze ein Betrag von 7.200 Euro 
jährlich (600 Euro monatlich) angesetzt4. Der Gesetzgebungsvorschlag für die 
Beamtenbesoldung des Bundes leitet aus der Statistik zur Anzahl der geleisteten 
Wochenarbeitszeit und dem entsprechenden Verdienst einen Betrag von 22.648 Euro 
brutto jährlich (1.887,34 Euro monatlich) ab5.  
 
Es erscheint nachvollziehbar, dass die Brandenburger Bezugsgröße nicht mehr am 
Existenzminimum (Grundsicherungsniveau) ausgerichtet wird, nachdem das 
Bundesverfassungsgericht mit Beschluss vom 17. September 2025 seine 
Rechtsprechung insoweit fortentwickelt und auf das Median-Äquivalenzeinkommen 
umgestellt hat. Nicht nachvollziehbar begründet ist dagegen, warum gerade der hälftige 
Betrag der Prekaritätsschwelle als maßgebliche Bezugsgröße gewählt wird. Die 
Entwurfsbegründung beschränkt sich insoweit auf den Hinweis, dieser Wert liege 
„deutlich oberhalb der bisherigen Minijob-Grenze“ und passe sich dynamisch an die 
Entwicklung des Median-Äquivalenzeinkommens an – warum es gerade die Hälfte und 
nicht etwa ein Drittel oder zwei Drittel der Prekaritätsschwelle sein soll, wird nicht 
dargelegt. Diese fehlende Begründungstiefe fällt besonders im Vergleich zur 
Vorgängerregelung auf. Innerhalb von nur zwei Jahren ist der angesetzte Betrag durch 
diese Änderung von 538 Euro auf 896,48 Euro monatlich gestiegen (+ 66,6 Prozent) – 
bei vollständigem Austausch der methodischen Grundlage von der Minijob-Grenze auf 
die neue, verfassungsgerichtlich bedingte Prekaritätsschwelle.  
 
Auch wenn man die vierköpfige Alleinverdienerfamilie nach der 
bundesverfassungsgerichtlichen Rechtsprechung weder als Abbild der Wirklichkeit noch 
als Leitbild der Beamten- und Richterbesoldung verstehen mag, so kommt ihr doch ein 
aus der bisherigen Besoldungspraxis und der hierzu ergangenen Rechtsprechung 
abgeleiteter Kontrollmaßstab, mit einer spezifischen Funktion bei der Bemessung der 
Untergrenze der Familienalimentation zu6. Der Besoldungsgesetzgeber mag bei der 
Wahl dieses Kontrollmaßstabs nicht von vornherein auf die Alleinverdienerkonstellation 

 
3 Vgl. zur Rechtsprechung des VG Hamburg: Törber/Hövermann, Die Verfassungsmäßigkeit der Alimentation vor dem 
Verwaltungsgericht Hamburg, NVwZ 2025, 1222 (1224). 
4 Entwurf des Gesetzes über die Anpassung von Dienst- und Versorgungsbezügen in Baden-Württemberg 
2026/2027/2028 (BVAnpGBW 2026/2027/2028): https://beteiligungsportal.baden-wuerttemberg.de/fileadmin/redak-
tion/beteiligungsportal/FM/260617_Anpassung-Dienst--und-Versorgungsbezuege.pdf  
5 Referentenentwurf Bundesalimentationsgesetz, Stand: 14.04.2026, S. 101, https://www.bmi.bund.de/SharedDocs/ge-
setzgebungsverfahren/DE/Downloads/referentenentwuerfe/D3/ref-amtsangemessene-alimentation.pdf?__blob=publica-
tionFile&v=7   
6 BVerfG, Beschluss des Zweiten Senats vom 4. Mai 2020 – 2 BvL 4/18 –, Rn. 47. 

https://beteiligungsportal.baden-wuerttemberg.de/fileadmin/redaktion/beteiligungsportal/FM/260617_Anpassung-Dienst--und-Versorgungsbezuege.pdf
https://beteiligungsportal.baden-wuerttemberg.de/fileadmin/redaktion/beteiligungsportal/FM/260617_Anpassung-Dienst--und-Versorgungsbezuege.pdf
https://www.bmi.bund.de/SharedDocs/gesetzgebungsverfahren/DE/Downloads/referentenentwuerfe/D3/ref-amtsangemessene-alimentation.pdf?__blob=publicationFile&v=7
https://www.bmi.bund.de/SharedDocs/gesetzgebungsverfahren/DE/Downloads/referentenentwuerfe/D3/ref-amtsangemessene-alimentation.pdf?__blob=publicationFile&v=7
https://www.bmi.bund.de/SharedDocs/gesetzgebungsverfahren/DE/Downloads/referentenentwuerfe/D3/ref-amtsangemessene-alimentation.pdf?__blob=publicationFile&v=7
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festgelegt sein, ein Wechsel zu einem anderen Kontrollmaßstab – wie ihn der 

Gesetzentwurf mit der typisierenden Berücksichtigung eines zweiten Erwerbs- oder 
Erwerbsersatzeinkommens in Höhe der Hälfte des Betrags der Prekaritätsschwelle 

vornimmt – dürfte aber unter erhöhtem Begründungsdruck stehen. Insoweit bleibt – nach 

unserem Dafürhalten - die Entwurfsbegründung eine detaillierte Auseinandersetzung 
schuldig. Es erscheint uns daher offen, ob der gewählte neue Kontrollmaßstab den 
verfassungsrechtlichen Anforderungen genügt. 
 
b) Vergleich mit Privatwirtschaft 
Der Gesetzgebungsvorschlag enthält keinen Abgleich mit den Verdienstmöglichkeiten 
in der Privatwirtschaft. Der Beschluss des Bundesverfassungsgerichts vom 17. 
September 2025 stellt indes klar, dass ein Vergleich mit außerhalb des öffentlichen 
Dienstes erzielten Einkommen für spezialisierte Besoldungsordnungen wie die R-
Besoldung weiterhin sinnvoll und geboten sein kann: 
 

„ee) Soweit das Bundesverfassungsgericht für die Beamtenbesoldung bislang 
darauf abgestellt hat, dass die Amtsangemessenheit der Besoldung auch durch 
ihr Verhältnis zu den Einkommen zu bestimmen sei, die für vergleichbare und 
auf der Grundlage vergleichbarer Ausbildung erbrachte Tätigkeiten außerhalb 
des öffentlichen Dienstes erzielt werden […], ist dieses weitere Kriterium auf 
geeignete Fälle zu beschränken. Denn ein aussagekräftiger Bezug zur 
Privatwirtschaft wird bereits durch den Nominallohnindex hergestellt. Eine 
gesonderte Gegenüberstellung erscheint daher mit Blick auf die Heterogenität 
der in Rede stehenden Ämter und Funktionen sowie angesichts der 
erforderlichen Straffung der Prüfung entbehrlich. Dagegen kann für spezialisierte 
Besoldungsordnungen wie die W- […] und die R-Besoldung […] oder Teile der 
B-Besoldung ein Abgleich weiterhin sinnvoll und geboten sein.“7 

 
Eine solche eigenständige Betrachtung der R-Besoldung im Verhältnis zu vergleichbar 
qualifizierten Tätigkeiten in der Privatwirtschaft enthält die Begründung des 
Gesetzentwurfs nicht. Ob die Besoldung der Richterinnen und Richter und 
Staatsanwältinnen und Staatsanwälte damit den qualifikationsbezogenen 
Anforderungen genügt, die das Bundesverfassungsgericht an ihre 
Amtsangemessenheit stellt, ist aus unserer Sicht daher auch aus diesem Grund als offen 
zu bezeichnen. 
 

2. Einordnung des Brandenburger Vorschlags im Ländervergleich 

Der Vergleich der Besoldung mit anderen Ländern ist derzeit nur bedingt möglich, da 
viele Länder derzeit Besoldungsanpassungsgesetze erarbeiten und die jeweiligen 
Gesetzgebungsvorhaben einen unterschiedlichen Stand ausweisen. Zudem wird in den 
Ländern in unterschiedlichem Maße mit Sonderzahlungen gearbeitet, sind die 
Stufenaufstiegszeiten unterschiedlich und die reinen Tabellenwerte daher nur bedingt 
vergleichbar.  
 

 
7 BVerfG, Beschluss des Zweiten Senats vom 17. September 2025– 2 BvL 5/18 u.a. –, Rn. 104. 
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Wir haben eine Gegenüberstellung der R-Besoldung mit den bereits verabschiedeten 
Anpassungen in Schleswig-Holstein und wegen der besondere Bedeutung beim Werben 
um Nachwuchskräfte mit Berlin vorgenommen. Dabei ist zu berücksichtigen, dass in 
Berlin eine erste Anpassung zur Übernahme der Tarifergebnisse mit Anpassungen zum 
1. April 2026 und zum 1. März 2027 erfolgt ist8. Der Berliner Senat hat indes – vor der 
Landtagswahl – angekündigt, ein Reparaturgesetz zur Erreichung der 
verfassungsgemäßen Besoldung vorzusehen, das weitere Anpassungen der Besoldung 
zur Folge haben dürfte9. 
 
Der Vergleich der neuen Werte mit den Regelungen anderer Bundesländer zeigt, die 
Brandenburger Besoldung muss sich nicht verstecken. Zur Einordnung ein Beispiel: Ein 
verheirateter Richter oder eine verheiratete Richterin in R 1, Erfahrungsstufe 5, mit zwei 
Kindern kommt in Brandenburg nach dem Entwurf ab Januar 2026 auf 7.297,72 Euro 
Grundgehalt zuzüglich 754,32 Euro Familienzuschlag (2 x 377,16 Euro) – zusammen 
8.052,04 Euro. In Berlin liegt der vergleichbare Betrag ab dem 1. April 2026 bei 7.361,85 
Euro Grundgehalt zuzüglich 296,88 Euro Familienzuschlag (2 x 148,44 Euro), 
zusammen 7.658,73 Euro; ab dem 1. März 2027 steigt er auf 7.509,09 Euro zuzüglich 
302,82 Euro (2 x 151,41 Euro), zusammen 7.811,91 Euro. Brandenburg liegt damit 
monatlich in diesem Beispiel rund 393 Euro über dem aktuellen und rund 240 Euro über 
dem ab 2027 geltenden Berliner Betrag. Auch unter Berücksichtigung der jährlichen 
Sonderzahlung in Berlin verbleibt ein Jahres-Bruttomehrbetrag in Brandenburg von 
1.880 Euro zu der zukünftigen Berliner Besoldung.  
 

 
Abbildung 1: Vergleich monatliche R1-Besoldung Brandenburg gegenüber Berlin über 
15 Dienstjahre, eigene Berechnung 
 

 
8 Gesetz zur Anpassung der Besoldung und Versorgung für das Land Berlin 2026 und 2027 und zur Änderung weiterer 
Vorschriften vom 3. Juni 2026 (GVBl., Heft Nr. 18, 16. Juni 2026, S. 242) 
9 Vgl. Protokoll, 45. Sitzung, 22. April 2026, S. 6: „Beamtenbesoldung Berlin nach Beschluss des Bundesverfassungs-
gerichts“, Anhörung, „Aus heutiger Sicht, aber auch das nur alles sehr vage, ist ein Anpassungsbedarf gegebenenfalls 
von bis zu 4 Prozent realistisch.“ Staatssekretär Wolfgang Schyrocki (SenFin). 
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Ein zweiter Vergleich, mit dem Gesetz aus Schleswig-Holstein bestätigt den Eindruck. 
Dabei gehen wir von einer Modellrechnung über 35 Dienstjahre für R1, verheiratet, mit 
zwei Kindern aus und unterstellen, dass das erste Kind nach drei Dienstjahren und das 
zweite Kind nach fünf Dienstjahren hinzukommt; der Familienzuschlag wird für das erste 
Kind bis zum 18. Geburtstag und für das zweite Kind bis zum 25. Geburtstag gezahlt.: 
Zum Start liegt Brandenburg mit 6.242,56 Euro Grundgehalt bereits über dem schleswig-
holsteinischen Anfangswert von 5.920,64 Euro; nach Hinzutreten beider Kinder wächst 
der Abstand weiter, weil Brandenburg mit 377,16 Euro je Kind einen deutlich höheren 
Familienzuschlag zahlt als Schleswig-Holstein mit gestuft 182,94 bis 207,44 Euro. Der 
jährliche Mehrverdienst in Brandenburg steigt zunächst deutlich an und erreicht nach 
rund 17 bis 19 Dienstjahren mit gut 14.300 Euro pro Jahr seinen Höchstwert. Danach 
fällt er in zwei Stufen, mit Wegfall der Kinderzuschläge, ab – zunächst auf rund 8.400 
Euro, später auf rund 6.400 Euro jährlich –, bleibt aber über die gesamte Laufbahn 
hinweg positiv.  

 
Abbildung 2: Jährlicher Mehrverdienst Brandenburg gegenüber Schleswig-Holstein, 
Entwurf (R1, inkl. Familienzuschlag), eigene Berechnung 
 

3. Befristete Anhebung der wöchentlichen Arbeitszeit von 40 auf 41 Stunden 

Der Brandenburger Richterbund ist grundsätzlich bereit, eine zeitlich befristete 
Anhebung der Arbeitszeit angesichts der angespannten Haushaltslage mitzutragen. 
Mangels Verpflichtung zur Erfassung der Arbeitszeiten bei Richterinnen und Richter 
sowie Staatsanwältinnen und Staatsanwälte und der Tatsache, dass Richterinnen und 
Richter aufgrund der richterlichen Unabhängigkeit ohnehin über keine feste oder 
regelmäßige Arbeitszeit, sondern über ein Arbeitspensum verfügen, entfaltet eine 
Arbeitszeiterhöhung ihre Wirkung nicht unmittelbar über § 76a LBG-E, sondern nur 
mittelbar über eine entsprechende Anpassung der Pensenschlüssel und der 
Personalbedarfsberechnung nach PEBB§Y. Das hat zur Folge, dass der rechnerisch 
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Prozent senken dürfte bei gleicher Arbeitslast. Allerdings wird die Berechnung der 
Basiszahlen für die jeweiligen Geschäfte derzeit einer Anpassung unterzogen, so dass 
mit neuen statistischen Zahlen für die ordentliche Gerichtsbarkeit und 
Staatsanwaltschaften 2027 / 2028 zu rechnen sein wird, so dass bei gleichen 
Geschäften dann von einem erhöhten Bedarf auszugehen ist. 
 
Es ist daher zum derzeitigen Zeitpunkt nicht belastbar zu prognostizieren, welche 
Einsparpotential der Justiz aus dieser Arbeitszeitanpassung sich rechnerisch ergibt. 
 

4. Ausnahmen von der 41-Stunden-Woche für besonders schutzwürdige Fall-

gruppen 

Die im Entwurf vorgesehenen Ausnahmen von der Arbeitszeiterhöhung 
(Schwerbehinderung, Schicht- und Wechselschichtdienst, Tagdienst der Feuerwehr 
sowie vergleichbare Leitstellentätigkeiten) betreffen Personengruppen mit besonderen 
gesundheitlichen oder einsatzbedingten Belastungen. Für den Bereich der Justiz sehen 
wir hier keinen weitergehenden Regelungsbedarf. Wie bereits dargelegt, sind 
Richterinnen und Richter durch § 76a LBG-E schon strukturell nicht unmittelbar 
betroffen. Für Staatsanwältinnen und Staatsanwälte enthält § 76 Absatz 6 LBG-E bereits 
eine eigenständige Verordnungsermächtigung, die den mit der richterlichen 
Unabhängigkeit vergleichbaren Besonderheiten der staatsanwaltschaftlichen Tätigkeit, 
insbesondere den Bereitschaftsdiensten, Rechnung tragen soll. Eine zusätzliche 
pauschale Ausnahme für die Justiz im Katalog des § 76a Absatz 2 LBG-E halten wir vor 
diesem Hintergrund nicht für erforderlich. 
 

III. Weitere Aspekte zum Doppelhaushalt 2027 / 2028  

1. Begrüßung der Anpassung der Wegstreckenentschädigung 

Wir begrüßen ausdrücklich, dass mit der beabsichtigten Änderung die seit mehr als 20 
Jahren unveränderten Sätze der Wegstreckenentschädigung auf 28 bzw. 38 Cent je 
Kilometer angepasst werden.  
 
Damit reiht sich Brandenburg in eine Reihe von Bundesländern ein, die die seitdem 
erheblich gestiegenen Kraftstoff- bzw. Energiepreise sowie die generelle 
Wertentwicklung zum Anlass für ähnliche Anhebungen genommen haben. Dienstlich 
veranlasste Fahrten, wie etwa die Durchführung des staatsanwaltschaftlichen 
Sitzungsdienstes, sind dadurch zukünftig erheblich weniger mit dem Privatvermögen zu 
subventionieren. 
 

2. Änderung des Brandenburgischen Versorgungsfondsgesetzes - Bedenken 

hinsichtlich der Inanspruchnahme des Versorgungsfonds 

Wir haben grundsätzlich Verständnis dafür, dass zur Finanzierung der Mehrbelastungen 
aus der Besoldungs- und Versorgungsanpassung auch auf den Versorgungsfonds des 
Landes zurückgegriffen werden soll. Nach dem Gesetzentwurf ist für das Jahr 2026 
bereits eine Entnahme von 278,7 Millionen Euro aus dem Versorgungsfonds 
vorgesehen, dessen Volumen sich nach unserer Schätzung – genaue Angaben liegen 
uns hierzu nicht vor – derzeit auf rund 1 Milliarde Euro beläuft. Damit würden allein im 
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Jahr 2026 rund 30 % des Fondsvolumens entnommen. Dass darüber hinaus 
vorgesehen ist, künftig weitere Entnahmen zur teilweisen Finanzierung der 
Versorgungsausgaben gemäß dem jeweiligen Haushaltsplan vorzunehmen, ohne 
zugleich ein späteres Wiederauffüllen zu regeln oder die Frage der Finanzierbarkeit 
künftiger Versorgungsansprüche zu klären, gleicht einer riskanten Wette auf die Zukunft. 
 
In den kommenden Jahren wird sich die Zahl der Versorgungsempfängerinnen und -
empfänger voraussichtlich verdoppeln. Wenn nun entgegen der bisherigen Empfehlung 
des Landesrechnungshofs, den Fonds gerade nicht weiter aufzufüllen, stattdessen 
bereits jetzt in erheblichem Umfang und auf Dauer aus ihm entnommen werden soll, 
stellt sich unweigerlich die Frage, wie die dann auf rund 1 Milliarde Euro pro Jahr 
anwachsenden Versorgungskosten – eine Summe, die schon heute etwa dem 
gesamten geschätzten Fondsvolumen entspricht – langfristig finanziert werden sollen, 
wenn der Fonds als Finanzierungsreserve zunehmend aufgezehrt ist. Hinzu kommt, 
dass Richterinnen und Richter sowie Staatsanwältinnen und Staatsanwälte über Jahre 
hinweg mit einer gegenüber dem Tarifbereich um 0,2 Prozentpunkte niedrigeren 
Besoldungs- und Versorgungsanpassung die Versorgungsrücklage faktisch selbst mit 
aufgebaut haben. Fragen der Verwendung und des Erhalts dieser Rücklage sind daher 
unweigerlich mit dem Berufsverband der Richterinnen und Richter sowie 
Staatsanwältinnen und Staatsanwälte zu klären.  
 
Es liegt auf der Hand, dass mit dem Aufbrauchen der Rücklagen die langfristige 
Finanzierung nicht mehr in gleicher Weise gesichert erscheint und damit auch das 
derzeitige Versorgungsniveau nicht mehr als gesichert gelten kann. Es gilt zu 
vermeiden, das Vertrauen der Beamten- und Richterschaft, das durch die nunmehr in 
Aussicht gestellte verfassungsgemäße Besoldung deutlich gestärkt wird, durch eine 
übereilte Entnahme aus dem Versorgungsfonds sogleich wieder zu gefährden. Nicht 
zuletzt gäbe die öffentliche Hand damit ein wichtiges Argument für die dringend 
erforderliche Nachwuchsgewinnung aus der Hand: Die Altersabsicherung ist – bislang 
– ein entscheidender Faktor für die Entscheidung, in den öffentlichen Dienst einzutreten. 
Wird der Versorgungsfonds in dieser Geschwindigkeit und zu diesem Zeitpunkt 
abgeschmolzen, ohne dass ein tragfähiges Zukunftskonzept vorliegt, verliert das Land 
Brandenburg einen wichtigen Attraktivitätsvorteil im Wettbewerb um qualifizierten 
Nachwuchs.  
 

3. Reichweite des „Pakts für den Rechtsstaat“ für Brandenburg 

Wir möchten zudem die Möglichkeit nutzen, auf die Bedeutung der besseren 
Personalausstattung durch die Umsetzung des Pakts für den Rechtsstaat in 
Brandenburg hinzuweisen.  
 
Nach dem Beschluss des Bundeskanzlers und der Regierungschefinnen und 
Regierungschefs der Länder vom 25. Juni 2026 (TOP 7, Pakt für den Rechtsstaat) 
schaffen und besetzen die Länder in den Haushaltsjahren 2026 bis 2029 insgesamt 
2.000 zusätzliche, ausfinanzierte Stellen für Richterinnen und Richter sowie 
Staatsanwältinnen und Staatsanwälte, aufgeteilt nach dem Königsteiner Schlüssel. Für 
Brandenburg ergibt sich hieraus ein Anteil von 60 Stellen (3,01025 Prozent). 
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Der vorliegende Doppelhaushalt 2027/2028 weist für Brandenburg 46 Richter- und 
Staatsanwaltsstellen aus, die ausdrücklich „gemäß Beschlussfassung des Bundes vom 
25. Juni 2026 über den Pakt für den Rechtsstaat“ neu geschaffen werden. Zugleich sind 
11 Stellen aus dem kw-Pool „gerettet“ und müssen nicht abgebaut werden. Gleichzeitig 
sind im R1/R2-Bereich für die Jahre 2027 und 2028 zusammen weiterhin 21 geplante 
KW-Verluste eingeplant. Damit ergibt sich ein tatsächlicher Stellenzuwachs per Saldo 
von 25 Stellen. 
 
Wir begrüßen die Tatsache, dass die Justiz von Einsparverpflichtungen ausgenommen 
bleibt und entgegen dem Trend mit Stellenzuwächsen rechnen kann, auch wenn die 
tatsächliche Stellenzuwachserwartung hinter der Erwartung nach dem Rechtsstaatspakt 
zurückbleibt.  

 

4. Zeitplan für die rückwirkende Korrektur anpassen 

Schließlich ist die rückwirkende, vergangenheitsbezogene Korrektur der Besoldung zü-

giger als derzeit vorgesehen umzusetzen. Der in der Ergebnisniederschrift des Spitzen-

gesprächs vom 1. Juli 2026 festgehaltenen Eckpunkten der Besoldungs- und Versor-

gungsanpassung skizzierte Zeitplan für ein Korrekturgesetz im Jahr 2027 ist aus unserer 

Sicht zu langfristig angelegt. Eine unverzinste Nachzahlung ohne Wertangleichung ent-

wertet die Nachzahlung über einen derart langen Zeitraum erheblich und läuft dem An-

liegen einer zügigen und verfassungskonformen Wiedergutmachung zuwider. Wir bitten 

daher, ein Reparaturgesetz deutlich früher auf den Weg zu bringen und Nachzahlungen 

zeitnah sowie wertgesichert zu leisten. 

 

Für Rückfragen stehen wir Ihnen selbstverständlich gerne zur Verfügung.  

 

Mit besten Grüßen,  

Dr. Stephan Kirschnick. 


